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Preußiſche Geſetzſammlung 


Jahrgang 1920 Nr. 42. ; 


Inhalt: Geſetz zur Anderung des Geſetzes über die Bildung einer neuen Stadtgemeinde Berlin vom 
27. April 1920, S. 435. — Verordnung wegen Ausbau der Angerapp innerhalb der Ge— 
markung Inſterburg, S. 436. 


(Nr. 11965.) Geſetz zur Anderung des Geſetzes über die Bildung einer neuen Stadt— 
gemeinde Berlin vom 27. April 1920 (Gefekfamml. S. 123). Vom 7. Ok 
tober 1920. i i 


Die verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz be- 
ſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Artikel 1. i 

Das Geſetz über die Bildung einer neuen Stadtgemeinde Berlin vom 
27. April 1920 wird wie folgt geändert: a 

$ 11 Abſ. 1 des Geſetzes erhält folgende Faſſung: 

Der Magiſtrat beſteht aus höchſtens 30 Mitgliedern, von denen mindeſtens 12 
unbeſoldet ſein müſſen. Im übrigen wird über die Feſtſetzung der Zahl und 
über die Verteilung der Sitze auf beſoldete und unbeſoldete Mitglieder erſtmals 
durch die Stadtverordnetenverſammlung, ſpäter durch Gemeindebeſchluß entſchieden. 


Artikel 2. 
Im F 23 fällt der Abſ. 3 weg. 


Artikel 3. 
Im § 58 wird folgende Nummer 3a eingeſchaltet: 

3a (1). Bis zur Bildung des Magiſtrats der neuen Stadt: 
gemeinde Berlin ſind deſſen Zuſtändigkeiten durch den Magiſtrat der 
alten Stadtgemeinde Berlin wahrzunehmen. 

(2). Ebenſo werden die Obliegenheiten des Oberbürgermeiſters 
der neuen Stadtgemeinde Berlin bis zu deſſen Beſtätigung von dem 
Oberbürgermeiſter der alten Stadtgemeinde Berlin ausgeübt. 


Artikel 4. 
Im § 58 Nr. 4 Abſ. 1 Zeile 3 wird hinter dem Worte »fortzuführen,« 
eingeſchaltet: 
bis der Magiſtrat der neuen Stadtgemeinde Berlin gebildet 
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Artikel 5. 
Dieſes Geſetz tritt mit der Verkündung in Kraft. 


8 Artikel 6. 

Mit der Ausführung dieſes Geſetzes wirds der Miniſter des Innern De 
auftragt. 

Berlin, den 7. Oktober 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. Stegerwald. 
Severing. Lüdemann. 


(Nr. 11966.) Verordnung wegen Ausbau der Angerapp innerhalb der Gemarkung Inſter⸗ 
burg. Vom 18. September 1920. 


Di Preußiſche Staatsregierung verordnet auf Grund des § 155 Abſ. 2 des 
Waſſergeſetzes vom 7. April. 1913 Geſetzſamml. S. 53) und des $ 5 des Ge- 
ſetzes zur vorläufigen Ordnung der Staatsgewalt in Preußen vom 20. März 1919 
(Geſetzſamml. S. 53), was folgt: 


Der Stadtgemeinde Inſterburg wird das Recht zum Ausbau der unteren 
Angerapp von der Brücke im Zuge der Inſterburg⸗Georgenburger Chauſſee 
km 0,0 bis 0,5; + 30 = Station 5 + 20 bis 10 + 50 des zurückfolgenden 
Lageplans) ſowie in Verbindung damit auch das Recht zum Ausbau ihrer Ufer 
unter der Bedingung übertragen, daß ſie ſich rechtsverbindlich verpflichtet: 

1. die nach dem Plane durch Zurücklegung des rechten Ufers der Angerapp 
und durch Abgrabung des bisherigen Ufergeländes entſtehenden Waſſer⸗ 
flächen bis zur neuen Uferlinie als nunmehrige Teile des Waſſerlaufs 
dem Staate hypotheken⸗ und laſtenfrei zu übereignen; 

2. die Unterhaltung der bezeichneten Strecke des Waſſerlaufs und ſeiner 
Ufer in dem Umfange zu übernehmen, als dies nach dem Waſſergeſetze 
dem Staat obgelegen hat oder obliegen würde. 


Berlin, den 18. September 1920. . 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. am Zehnhoff. Oeſer. 
Stegerwald. Severing. Lüdemann. 
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